
Beschlussvorlage 
VL-259/2023 
 
Amt: Amt für Bürger und Ordnungsangelegenheiten 
Sachbearbeiter/in: Lebrecht Viebahn 
Aktenzeichen: BO-OW-Vbn 
 
Beratungsfolge Termin TOP Beratungsaktion 
Magistrat der Kreisstadt Groß-Gerau 23.11.2023  zur Kenntnis 
Haupt- und Finanzausschuss 07.12.2023  zur Kenntnis 
Stadtverordnetenversammlung der 
Kreisstadt Groß-Gerau 12.12.2023  beschließend 

 
Betreff: 
Beschlussfassung über Einsprüche und die Gültigkeit der Direktwahl der Bürgermeisterin / 
des Bürgermeisters vom 08. Oktober und 29. Oktober 2023 gemäß § 50 
Kommunalwahlgesetz (KWG) 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
Der Wahlausschuss hat in seinen öffentlichen Sitzungen am 09. Oktober und 30. Oktober 2023 die 
Wahlniederschriften geprüft und das endgültige Wahlergebnis festgestellt. 
 
In den beigefügten Niederschriften mit den Anlagen (Anlage 1 + 2) hat der Wahlausschuss am 9. 
Oktober sowie am 30. Oktober 2023 die Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses 
dokumentiert.  
 
Die Feststellungen über das endgültige Wahlergebnis und den gewählten Bewerber sowie der 
Hinweis auf die Einspruchsmöglichkeit (Anlage 3) wurden im „Groß-Gerauer Echo“ und auf der 
Homepage der Kreisstadt Groß-Gerau am 2. November 2023 veröffentlicht. 
 
Nach § 50 KWG hat die Stadtverordnetenversammlung über die Gültigkeit der Wahl und 
Einsprüche nach §§ 25, 49 in folgender Weise zu beschließen. 
 
1. War der gewählte Bewerber nicht wählbar, so ist die ganze Wahl für ungültig zu 

erklären und die Wiederholung der Wahl im ganzen Wahlkreis anzuordnen. 
 
2. Sind im Wahlverfahren Unregelmäßigkeiten oder strafbare oder gegen die guten Sitten 

verstoßende Handlungen, die das Wahlergebnis beeinflussen, vorgekommen, bei denen nach 
den Umständen des Einzelfalls eine nach der Lebenserfahrung konkrete Möglichkeit besteht, 
dass sie auf das Ergebnis von entscheidendem Einfluss gewesen sein können, so ist 
a) wenn sich die Unregelmäßigkeiten nur auf einzelne Wahl- oder Briefwahlbezirke  

erstrecken, in diesen Wahlbezirken 
b) wenn sich die Unregelmäßigkeiten auf den ganzen Wahlkreis oder mehr als die Hälfte der 

Wahl- und Briefwahlbezirke erstrecken, im ganzen Wahlkreis 
die Wiederholung der Wahl anzuordnen. 

3. Ist die Feststellung des Wahlergebnisses unrichtig, so ist sie aufzuheben und eine neue 
Feststellung anzuordnen. 

 
4. Liegt keiner der unter Nr. 1 bis 3 genannten Fälle vor, so ist die Wahl für gültig zu erklären. 
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Der gewählte Bewerber erfüllt die Wählbarkeitsvoraussetzungen.  
           
Gegen das Wahlergebnis wurde am 14.11.2023 aufgrund eines nicht erhaltenen bzw. nicht durch 
den Postdienstleister zugestellten Wahlscheins inkl. Briefwahlunterlagen innerhalb der 
Ausschlussfrist Einspruch erhoben (Anlage 4). Die Verwaltung hat die Briefwahlunterlagen frist- 
und pflichtgemäß bearbeitet und dem Postdienstleister übergeben. Damit geht die Verantwortung 
der Zustellung auf diesen über bzw. auch auf den Antragsteller, da auf seinen Antrag hin 
Ausstellung und Versand der Briefwahlunterlagen erfolgt sind. Gehen die Unterlagen dem 
Antragsteller nicht (rechtzeitig) zu, so besteht nach Glaubhaftmachung des Nichterhalts noch die 
Möglichkeit, einen neuen Wahlschein inkl. Briefwahlunterlagen auszustellen. Diese Möglichkeiten 
standen zu den Geschäftszeiten des Wahlamtes sowie zu den Sonder-Öffnungszeiten am Freitag 
vor der Wahl bis 13:00 Uhr, am Samstag vor der Wahl von 10:00 bis 11:00 Uhr und am 
Wahlsonntag von 08:00 bis spätestens 15:00 Uhr zur Verfügung. Davon, und von der Einholung 
diesbezüglicher Informationen durch z. B. Anruf, Mail, Vorsprache oder Einsicht in die 
Wahlbekanntmachung, hat die Einspruchsführerin jedoch keinen Gebrauch gemacht. 
 
Die Verwaltung hat entsprechend der kommunalwahlrechtlichen Bestimmungen gehandelt und die 
Einspruchsführerin hat die in ihrer eigenen Verantwortung stehenden Handlungen/Möglichkeiten 
nicht wahrgenommen.   
 
Der Einspruch wurde fristgerecht eingelegt, ist jedoch aufgrund der Sach- und Rechtslage als 
unbegründet zurückzuweisen. Selbst bei einem begründeten Einspruch hätte dies jedoch auch 
keinerlei Einfluss auf das Wahlergebnis. 
 
Unregelmäßigkeiten oder strafbare oder gegen die guten Sitten verstoßende Handlungen, die 
konkret auf das Wahlergebnis von entscheidendem Einfluss gewesen sind, waren nicht zu 
verzeichnen. 
 
Die Wahl ist daher für gültig zu erklären. 
 
 Ja Nein 

Finanzielle Auswirkungen:   
 Haushaltsmittel stehen zur Verfügung?   
 Haushaltsstelle:     
 Ausdruck als Anlage beigefügt   
Neue Investitionen:   
 Folgekosten Berechnung erfolgt   
    
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Einspruch vom 14.11.2023 wird als unbegründet zurückgewiesen.  
 
Die Wahl der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters mit Haupt- und Stichwahl am 8. Oktober und 
29. Oktober 2023 wird gemäß § 50 KWG für gültig erklärt. 
 

 
Anlage(n): 
1 Anlage 1 Niederschrift Wahlausschuss Wahlergebnis - DW 2023 
2 Anlage 2 Niederschrift Wahlausschuss Wahlergebnis - STW 2023 
3 Anlage 3 Bekanntmachung Ergebnis - Buergermeisterstichwahl - Kreisstadt Gross-Gerau 
4 Anlage 4 Einspruch gg STW 2023 11 14 
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